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Große Anfrage 

der Abgeordneten Frau Dr. Däubler-Gmelin, Frau Fuchs (Köln), Amling, Bachmaier, 
Frau Blunck, Buschfort, Catenhusen, Delorme, Dr. Diederich (Berlin), Dreßler, Egert, 
Fiebig, Frau Fuchs (Verl), Glombig, Gilges, Frau Dr. Hartenstein, Hauck, Heyenn, 
Frau Huber, Immer (Altenkirchen), Jaunich, Kirschner, Dr. Klejdzinski, Kretkowski, 
Dr. Kübler, Kuhlwein, Frau Dr. Lepsius, Lutz, Frau Luuk, Frau Dr. Martiny, 

Frau Matthäus-Maier, Müller (Düsseldorf), Frau Odendahl, Peter (Kassel), Reimann, 
Frau Renger, Frau Schmedt (Lengerich), Frau Schmidt (Nürnberg), Schreiner, 
Sielaff, Sieler, Frau Simonis, Frau Dr. Skarpelis-Sperk, Dr. Soell, Frau Steinhauer, 
Stiegler, Frau Terborg, Frau Dr. Timm, Frau Traupe, Urbaniak, Waltemathe, 
Weinhofer, Frau Weyel, von der Wiesche, Witek, Wolfram (Recklinghausen), 

Frau Zutt, Dr. Vogel und der Fraktion der SPD 


Auswirkungen der schrankenlosen Zulassung von befristeten Arbeitsverträgen und 
Teilzeitarbeit des Beschäftigungsförderungsgesetzes 


Die Bundesregiemng behauptet, das am 1. Mai 1985 in Kraft 
getretene Beschäftigimgsfördeiimgsgesetz trage 

„gezielt zum Abbau der Arbeitslosigkeit bei imd hat den Weg 
zu einer Reihe von Beschäftigungsmöghchkeiten eröffnet, die 
vor allem Frauen zugute kommen" 

(Pohtik für Frauen, herausgegeben vom Presse- imd Infor- 
mationsamt der Bundesregierung, S. 52). 

Diese Behauptimg findet in der Wirklichkeit keine Stütze: Ein 
Jahr nach Inkrafttreten des Beschäftigungsförderungsgesetzes 
sind nach wie vor über zwei Millionen Menschen arbeitslos. 
Gleichzeitig ist die Zahl der Teüzeitarbeitslosen bei imverändert 
niedrigem Stellenangebot gestiegen. Zugenommen hat auch die 
Zahl der nicht versicherten geringfügig Beschäftigten. Gerade in 
diesen Beschäftigungs Verhältnissen, die eine Flucht aus dem 
Arbeits- und Sozialrecht darstellen, sind überwiegend Frauen 
beschäftigt. Immer stärker zeigt sich: Durch die erweiterten Mög- 
lichkeiten zur Befristung von Arbeitsverträgen wird in zunehmen- 
dem Maß Dauerarbeit im Rahmen eines normalen Arbeitsverhält- 
nisses durch instabüe Beschäftigung auf Grund befristeter Ver- 
träge ersetzt. 

Bestehende Schutzgesetze für Frauen, Behinderte und Wehr- und 
Zivildienstleistende werden in immer größerem Umfang um- 
gangen. 
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Jüngste Untersuchungen, beispielsweise der Gewerkschaft Textil 
und Bekleidung, der Gewerkschaft Handel, Banken und Ver- 
sicherungen und der Gewerkschaft Chemie, Papier und Keramik, 
zeigen, daß das sog. Beschäftigungsförderungsgesetz sich zu 
Lasten der Arbeitnehmer auswirkt und Arbeitslosen keinerlei 
Hilfen zur Eingliederung auf dem Arbeitsmarkt gibt. Die nega- 
tiven Folgen des sog. Beschäftigtmgsförderungsgesetzes gehen 
besonders auch zu Lasten von Frauen. So macht die Studie der 
Gewerkschaft Textil und Bekleidung deutlich, daß in ihrem 
Organisationsbereich seit dem 1. Mai 1985 etwa 6 900 befristete 
Arb eits Verhältnisse abgeschlossen wurden, davon 68 v. H. mit 
Frauen. Von den 2 900 neu abgeschlossenen sozialversichenmgs- 
pfüchtigen und weiteren 600 nicht-sozialversicherungspfüchtigen 
Teilzeitarbeitsverhältnissen wurden über 90 v. H. mit Arbeit- 
nehmerinnen abgeschlossen. 

Auch die Untersuchungen der Gewerkschaft Handel, Banken und 
Versichenmgen und der Gewerkschaft Chemie, Papier und Kera- 
mik machen deutlich, daß das Beschäftigungsförderungsgesetz 
den Abschluß arbeitnehmerbelastender atypischer Arbeitsver- 
hältnisse mit Befristung oder variabler Teilzeitarbeit zu Lasten von 
Vollzeitarbeitsplätzen fördert. 

Die Untersuchungen zeigen, daß das sog. Beschäftigungsförde- 
rungsgesetz nicht zu einer Ausweitung der Beschäftigtenzahl, 
sondern nur zu einer Besetzung von vorhandenen normalen 
Arbeitsplätzen mit befristet eingestellten Beschäftigten geführt 
hat. 

Das sog. Beschäftigungsförderungsgesetz verschlechtert auch die 
Bedingungen und Chancen von Frauen auf dem Arbeitsmarkt; es 
verfestigt die Abwertung der von Frauen geleisteten Arbeit als 
„Arbeit zweiter Klasse". 

Die Btmdesregienmg und insbesondere Bundesmiiüsterin Dr. 
Süssmuth, die beispielsweise auf der 9. Frauenkonferenz der 
Gewerkschaft Textil und Bekleidung am lO./ll. Oktober 1985 
angekündigt hatte, das Gesetz zu verändern, wenn für Frauen 
nachteilige Auswirkimgen sich bestätigen, ist trotz ihres Schrei- 
bens an Bundesminister Dr. Blüm vom 30. Aprü 1986 gefordert, 
die entsprechende Gesetzesinitiative einzuleiten. 

Wir fragen deshalb die Btmdesregienmg: 

1. Wie hoch war der Anteü der befristet Beschäftigten (absolut 
imd prozentual) an allen Beschäftigten 1984, 1985 und 1986, 
getrennt nach Frauen und Männern? 

2. Wie hoch war die Zahl der befristeten Arbeitsverhältnisse im 
öffenthchen Dienst 1984, 1985 tmd 1986, getrennt nach 
Frauen tmd Männern? 

3. Wie hoch war der Anteü der befristet Teilzeitbeschäftigten, 
getrennt nach sozialversicherungspflichtiger tmd nicht-sozial- 
versicherungspflichtiger Teilzeitarbeit, an allen befristet 
Beschäftigten in 1984, 1985 und 1986? 
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4. Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber vor, daß 
befristet abgeschlossene Arbeitsverhältnisse zu dauerhaften 
Neueinstellungen führten (getrennt nach Frauen und Män- 
nern)? Wenn ja, welche Erkenntnisse sind dies? Wenn nein, 
welche Konsequenzen ergeben sich daraus für die Bundes- 
regierung? 

5. Sind der Bundesregierung Angaben über die seit Inkrafttre- 
ten des Beschäftigungsförderungsgesetzes am 1, Mai 1985 
getroffene Substitution von Dauerarbeitsplätzen in nur befri- 
stet zu besetzende Arbeitsplätze bekannt? Wenn nein, wann 
wird die von der Bundesregierung beabsichtigte Studie bzw. 
Ergebnisse zur Erforschung dieses Sachverhalts der öffent- 
hchkeit vorgestellt? 

6. Wie hoch war 1984, 1985 und 1986 der Anteil der befristeten 
Stellenangebote an allen Stellenangeboten der Bundesanstalt 
für Arbeit? Liegen der Bundesregierung Schätzungen darüber 
vor, wieviel dieser Stellen mit arbeitslosen Frauen besetzt 
wurden? 

7. Worauf führt die Bundesregierung den Anstieg der von vorn- 
herein befristeten Stellenangebote bei der Bundesanstalt für 
Arbeit von 21 v. H. in 1981 auf 39 v. H. in 1985 zurück? 

8. Wie beurteüt die Bundesregierung in diesem Zusammenhang 
die Tatsache, daß immer mehr arbeitslose Frauen und Männer 
eine Vollzeitarbeit wünschen? 

9. Welche Gründe sind nach Ansicht der Bundesregierung dafür 
ausschlaggebend, daß der Anteü der Arbeitslosen nach einer 
befristeten Beschäftigung an allen Arbeitslosen von 1 1 v. H. in 
1982 auf zirka 18 v.H. in 1984 angestiegen ist? Was unter- 
nimmt die Bundesregierung, um das offensichtlich größere 
Beschäftigungsrisiko von befristet Beschäftigten zu mindern? 

10. Wie beurteüt die Bimdesregierung die Ergebnisse einer Stu- 
die der Gewerkschaft Textil und Bekleidxmg, denen zufolge 
seit Inkrafttreten des Beschäftigungsförderungsgesetzes am 
1. Mai 1985 zirka 6 800 befristete Arb eits Verträge mit einem 
Frauenanteü von zirka 67 v. H. abgeschlossen wurden? Haben 
diese Arbeitsverhältnisse nach Ansicht der Bimdesregierung 
zu zusätzlichen Arbeitsplätzen für Frauen geführt? 

11. Wie erklärt die Bundesregierung in diesem Zusammenhang 
den Rückgang beschäftigter Frauen in der Textil- und Beklei- 
dungsindustrie um 2 V. H. (= 3 900)? 

12. Welche Gründe sind nach Ansicht der Bundesregierung aus- 
schlaggebend für die in 54 v. H. dieser FäUe abgeschlossene 
äußerst kurze Befristung auf sechs Monate? 

13. Wie groß ist der Kreis der Jugendlichen, getrennt nach weib- 
lichen und männlichen, die 1984, 1985 und 1986 einen befri- 
steten Arbeitsvertrag im Anschluß an ihre Berufsausbüdung 
erhielten? Wie variierte hier der Anteü qualifizierter und 
weniger qualifizierter Ausbüdimgsberufe, getrennt nach 
Mädchen und Jungen, an den befristeten Arbeitsverträgen? 
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14. Hält die Bundesregierung den deutlich erkennbaren Trend, 
daß immer mehr Jugendliche nach einer Ausbildung nur 
einen befristeten Arbeitsvertrag erhalten, für wünschenswert 
imd mit einer stabüen Berufsbiographie für vereinbar? 

15. Was will die Bundesregierung unternehnien, um die zuneh- 
mende Umgehung des Arbeitsplatzschutzgesetzes durch 
Abschluß befristeter Arbeitsverträge mit jungen Männern, die 
ihren Wehrdienst (oder Zivildienst) noch nicht geleistet 
haben, zu verhindern? 

16. Wieviel Vermittlungen der Arbeitsämter mündeten 1984, 
1985 und 1986 in ein befristetes Arbeitsverhältnis (getrennt 
nach Frauen und Männern)? 

17. Wie viele der so vermittelten befristet Beschäftigten (getrennt 
nach Männern und Frauen) waren nach Auslaufen der Be- 
fristung 

— arbeitslos, 

— beschäftigt in einem Dauerarbeitsverhältnis, 

— beschäftigt in einem neuerlich befristeten Arbeitsver- 
hältnis? 

18. Wie hoch war in diesen Jahren das/die durchschnittlich 
gezahlte Arbeitslosengeld/ Arbeitslosenhilfe für Arbeitslose, 
die zuvor befristet beschäftigt waren? Wie lauten die entspre- 
chenden Vergleichszahlen für Arbeitslose, die in einem 
Dauerarbeitsverhältnis gestanden haben? 

19. Kann die Bundesregierung Ergebnisse einer Studie des Wis- 
senschaftszentrimis Berlin (Befristete Beschäftigungsverhält- 
nisse, in: Internationale Chronik der Arbeitsmarktpolitik, 26/ 
1986) bestätigen, nach denen gerade bei Frauen arbeits- und 
sozialrechtliche Risiken eines befristeten Arbeitsverhältnisses 
in der Weise kumulieren, daß Befristung und Teüzeitarbeit 
aufeinandertreffen? 

20. Teilt die Bundesregierung die Einschätzung des BZB, daß 
nahezu jede zweite befristet beschäftigte Arbeitnehmerin 
zugleich auch teilzeitbeschäftigt ist? Sind nach Ansicht der 
Brmdesregierung bei einer solchen Kombination die indivi- 
duellen Wünsche der Frau oder die personalpolitischen Inter- 
essen des Arbeitgebers ausschlaggebend? 

21. Was unternimmt die Bundesregierung, um den überproportio- 
nal hohen Anteü der befristeten Beschäftigung mit einer 
Wochenarbeitszeit unter 20 Stunden (15 v. H.) an allen befri- 
stet Beschäftigten abzubauen? Wie hoch ist nach Ansicht der 
Bundesregierung der Anteil der Frauen an diesen Beschäf- 
tigten? 

22. Sind der Bundesregierung die Motive von Arbeitnehmern 
bekannt, eine befristete Beschäftigung auszuüben? 

23. Wie ist nach Meinung der Bundesregierung der Widerspruch 
zwischen Forschungsergebnissen, die alle auf den zunehmen- 
den Wunsch von Frauen mit Kindern nach kontinmerlicher 
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Erwerbsarbeit verweisen, und dem zunehmenden Angebot 
von lediglich befristeten imd immer wieder neuen Arbeits- 
verhältnissen für Frauen zu erklären? 

24. Kann die Bimdesregierung Aussagen über die Beschäf- 
tigungssituation und die Arbeitsplatzsicherheit der Arbeit- 
nehmer in einem befristeten Beschäftigungsverhältnis 
machen? Wenn nein, hat die Bundesregierung die Absicht, 
diese Sachverhalte unverzüglich untersuchen zu lassen? 

25. Mit welchen Arbeitsmarktwirkungen des Beschäftigungs- 
förderungsgesetzes rechnet die Bundesregierung für die 
Jahre 1986 bis 1990? 

26. Welche Entlastungseffekte erhofft sich die Bimdesregierung 
insbesondere für die ständig steigende Arbeitslosigkeit von 
Frauen? 

27. Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß das Beschäftigungs- 
förderungsgesetz besondere Arbeitsmarktprobleme gerade 

— jüngerer Arbeitsloser nach der Ausbüdung, 

— langfristig Arbeitsloser, 

— Arbeitsloser ohne abgeschlossene Berufausbüdimg, 

— Arbeitsloser mit qualifizierter Berufsausbildung, insbeson- 
dere auch Hochschulausbildung, 

— ^ arbeitsloser verheirateter Frauen nach unterbrochener 
Erwerbstätigkeit und 

— arbeitsloser alleinstehender Frauen mit Kindern 

effektiv und langfristig lösen kann? Wenn ja, in welcher Höhe 
beziffert die Bundesregierung die jährlichen Abgänge aus der 
Arbeitslosigkeit dieser Personengruppen? 

28. Wie viele Arbeitnehmer übten 1984, 1985 und 1986 eine 
sozialversicherungspflichtige Teüzeitarbeit aus? Wie hoch 
war ihr Anteil an den sozialversicherungspflichtigen Erwerbs- 
tätigen? Wie hoch war der Anteü der Frauen an diesen Teü- 
zeitbeschäftigten? 

29. Liegen der Bundesregierung Angaben oder Schätzungen 
darüber vor, wie viele Arbeitnehmer 1983 und 1984 eine 
nicht-sozialversicherungspflichtige Teilzeitbeschäftigung 
ausübten? Wenn ja, wie hoch war ihr Anteil an den Teilzeitbe- 
schäftigten insgesamt; wie hoch war der Anteü der Frauen an 
diesen nicht-sozialversicherungspflichtigen Teüzeitbeschäf- 
tigten? 

30. Wie viele Arbeitnehmer sind seit Inkrafttreten des Beschäf- 
tigungsförderungsgesetzes, das die Arbeit auf Abruf (sog. 
Kapovaz) regeln soll, in einem solchen Arbeitsverhältnis 
beschäftigt? Wie hoch ist hier der Anteü der Frauen? Wenn 
die Bundesregierung hierzu keine Angaben machen kann, 
wird sie dazu unverzüglich statistische Erhebungen veran- 
lassen? 
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31. Wie viele Arbeitnehmer sind seit Inkrafttreten des Beschäf- 
tigtmgsfördenmgsgesetzes in einem Job-sharing-Arbeitsver- 
hältnis beschäftigt? Wie hoch ist der Anteü der Frauen? 

32. In wieviel Fällen wurden 1983, 1984, 1985 und 1986 vollzeit- 
arbeitssuchenden Arbeitnehmern eine Teilzeitbeschäftigung 
angeboten? Wie hoch war der Anteil der Frauen? 

33. Liegen der Btmdesregierung Angaben darüber vor, in wieviel 
Fällen Vollzeitarbeitsverhältnisse seit Inkrafttreten des Be- 
schäftigimgsfördenmgsgesetzes in Teilzeitarbeitsverhältnisse 
umgewandelt wurden? In welchem Ausmaß wurden insbe- 
sondere von nüt Frauen besetzte Vollzeitarbeitsplätze durch 
Teilzeitarbeitsplätze substituiert? 

34. Wie bexirteilt die Bundesregierung in diesem Zusammenhemg 
die Ergebnisse einer Studie der HBV (vgl. Pressemitteilung 
vom 21. Mai 1986), nach denen im Organisationsbereich der 
HBV über 37 v. H. der VoUzeitarbeits- in Teilzeitarbeitsver- 
hältnisse umgewandelt wurden? Betrachtet die Bundesregie- 
rung diese alarmierende Tendenz als repräsentativ für die 
Gesamtentwicklung der Vollzeit- und Teilzeitarbeitsverhält- 
nisse in der Bundesrepublik Deutschland? 

35. Betrachtet die Bundesregierung ein weiteres Ergebnis der 
gleichnamigen Untersuchung, das eine Zunahme der varia- 
blen Teilzeitarbeitsverhältnisse mit Anpassimg an den 
Arbeitsanfall um 25,5 v. H. im Geschäftsbereich der HBV 
konstatiert, als arbeitsmarktpolitisch wünschenswert und 
repräsentativ für die Gesamtentwicklung der variablen Teü- 
zeilarbeitsverhältnisse? 

36. Befürwortet die Bimdesregierung solche Arbeitszeitformen 
insbesondere für Frauen? Welche Gründe sind nach Ansicht 
der Bundesregienmg ausschlaggebend für die hohe Inan- 
spruchnahme dieser Arbeitszeitformen dmch Frauen? 

37. Teüt die Bundesregienmg Befürchtungen, die die durch das 
Beschäftigungsförderungsgesetz erleichterte Zulassung von 
Teüzeitarbeit, Kapovaz- und Job-sharing-Arbeitsverhältnis- 
sen als ausschließliche Arbeitszeitformen für Frauen beurtei- 
len und prognostizieren, daß verbleibende/neugeschaffene 
Normalarbeitsverhältnisse überwiegend mit Männern abge- 
schlossen werden? 

f 

38. Teüt die Bundesregierung die Ansicht, daß eine Solche 
gesdüechtsspezifische Dichotomie der Arbeitsplätze und 
Arbeitszeitformen die Diskussion lun die Bedeutung der von 
Frauen geleisteten Arbeit überhaupt und inbesondere um die 
sog. zu- und doppelverdienenden Frauen wieder begünstigen 
könnte? 

« 

39. Was wird die Bundesregierung tun, um solchen frauen- 
benachteiligenden Argumenten vorzubeugen? ' 

y 

40. In wieviel Fällen wurde 1986 der besondere Kündigungs- 
schutz für schwangere Frauen, die in einem befristeten 
Arbeitsverhältnis standen, umgangen? Wenn der Bundes- 
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regierung hierzu keine Angaben vorliegen, wird sie diese 
unverzüglich erheben? 

41. Hat die Bundesregierung die Absicht, die Auswirkungen des 
bis 1990 geltenden Beschäftigungsförderungsgesetzes, insbe- 
sondere im Hinblick auf Frauen, durch eine eigene Studie 
erforschen zu lassen und das Gesetz im Falle seiner erwiese- 
nen negativen Folgen für die beschäftigten Arbeitnehmerin- 
nen und Arbeitnehmer unverzüglich abzuschaffen? 


Bonn, den 19. August 1986 

Frau Dr. Däubler-Gmelin 

Frau Dr. Martiny 

Frau Fuchs (Köln) 

Frau Matthäus-Maier 

Amling 

Müller (Düsseldorf) 

Bachmaier 

Frau Odendahl 

Frau Blunck 

Peter (Kassel) 

Buschfort 

Reimann 

Catenhusen 

Frau Renger 

Deforme 

Frau Schmedt (Lengerich) 

Dr. Diederich (Berlin) 

Frau Schmidt (Nürnberg) 

Drefiler 

Schreiner 

Egert 

Sielaff 

Fiehig 

Sieler 

Frau Fuchs (Verl) 

Frau Simonis 

Glomhig 

Frau Dr. Skarpelis-Sperk 

Gilges 

Dr. Soell 

Frau Dr. Hartenstein 

Frau Steinhauer 

Hauck 

Stiegler 

Heyenn 

Frau Terborg 

Frau Huher 

Frau Dr. Timm 

Immer (Altenkirchen) 

Frau Traupe 

Jaunich 

Urbaniak 

Klrschner 

Waltemathe 

Dr. Klejdzinski 

Weinhofer 

Kretkowski 

Frau Weyel 

Dr. Kühler 

von der Wiesche 

Kuhlwein 

Witek 

Frau Dr. Lepsius 

Wolfram (Recklinghausen) 

Lutz 

Frau Zutt 

Frau Luuk 

Dr. Vogel und Fraktion 
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